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Vorwort 

Die vorliegende Untersuchung beruht auf einem Rechtsgutachten, das der Ver-
fasser Ende 2012 im Auftrag des Regionalen Planungsverbands Oberes Elb-
tal/Osterzgebirge erstellt hat. Zentraler Gegenstand des Rechtsgutachtens ist die 
Frage, ob und gegebenenfalls unter welchen Voraussetzungen und in welcher 
Weise die Regionalplanung Gebiete, in denen bei Überflutung eine Gefahr für 
Leib und Leben bestünde, als Vorranggebiete zur Hochwasservorsorge auswei-
sen kann und ob sich diese Gebiete auch auf den Siedlungsbestand erstrecken 
können. Dabei soll zugleich geklärt werden, ob und gegebenenfalls wie der vom 
Regionalen Planungsverband Oberes Elbtal/Osterzgebirge hierzu erarbeitete Lö-
sungsansatz rechtssicher umgesetzt werden könnte. 

Das Gutachten ist entstanden im Rahmen des Forschungsprogramms „Mo-
dellvorhaben der Raumordnung (MORO): Raumentwicklungsstrategien zum 
Klimawandel (KlimaMORO)“ des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung (BMVBS) und wurde betreut vom Bundesinstitut für Bau-, 
Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und Raumord-
nung (BBR). Die wesentlichen Ergebnisse des Gutachtens wurden Ende Novem-
ber 2012 bei einem Workshop in Dresden mit zahlreichen Vertretern von Kom-
munen und Regionalplanung sowie Ministerien und Fachbehörden diskutiert. 
Das Programm, die Präsentationen und ein Bericht zu diesem Workshop sind 
ebenso wie weitere Hintergrundinformationen zu dem Forschungsprogramm auf 
der Homepage des Regionalen Planungsverbands Oberes Elbtal/Osterzgebirge 
unter der Rubrik „MORO Klimafit II“ abrufbar. 

Das Rechtsgutachten beruht in tatsächlicher Hinsicht teilweise auf den Infor-
mationen, die dem Unterzeichner zur Verfügung gestellt wurden und die aus-
zugsweise in dem Sachbericht unter Teil A wiedergegeben werden; sie wurden 
keiner inhaltlichen Überprüfung unterzogen.  

Die nunmehr vorgelegte Fassung gibt den Rechtsstand vom Juli 2013 wieder. 
Daher konnte der Umstand, dass der im Abschnitt B. II. 2 näher behandelte Ent-
wurf des Sächsischen Staatsministeriums für Umwelt und Landwirtschaft 
(SMUL) für ein Gesetz zur Änderung wasserrechtlicher Vorschriften vom Juli 
2012 am 12.7.2013 vom Sächsischen Landtag beschlossen wurde, nicht mehr 
berücksichtigt werden, weil der Inhalt des Gesetzes der Öffentlichkeit erst nach 
der Verkündung am 7.8.2013 bekanntgegeben wurde. Dabei hat sich gezeigt, 
dass die hier interessierende Regelung zu den überschwemmungsgefährdeten 
Gebieten im Wesentlichen so beschlossen wurde wie im Entwurf vorgesehen 
(vgl. § 75 SächsWG n.F.). Hierzu dürfte das jüngste Hochwasser vom Juni 2013, 
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das (erneut) insbesondere in der Flussgebietsgemeinschaft Elbe erhebliche Schä-
den verursacht hat, nicht unerheblich beigetragen haben. 

Diese neue Regelung ist ein wichtiger Fortschritt für den vorsorgenden 
Hochwasserschutz, weil sie nicht nur in wasserrechtlicher Hinsicht Vorbild-
charakter hat, sondern auch die Kompetenz der Regionalplanung im Bereich der 
Hochwasservorsorge bestätigt. Dieser Fortschritt bleibt jedoch auf den Freistaat 
Sachsen beschränkt. Deshalb stellen sich die in diesem Gutachten behandelten 
Fragen in anderen Bundesländern unverändert weiter. Hier bleibt die Raumord-
nungsplanung sogar in Ermangelung vergleichbarer gesetzlicher Regelungen in 
besonderer Weise aufgefordert, einen Beitrag zum vorsorgenden Hochwasser-
schutz zu leisten. 

Der Verfasser dankt Herrn Peter Seifert vom Regionalen Planungsverband 
Oberes Elbtal/Osterzgebirge für die gründliche Durchsicht der verschiedenen 
Fassungen des Gutachtens und für die zahlreichen konstruktiven Gespräche. 

Schließlich dankt der Verfasser der Leipziger Vereinigung für Umwelt- und 
Planungsrecht für die großzügige Gewährung eines Druckkostenzuschusses, da-
mit die Arbeit – dem Wunsch des Verfassers folgend – in den Leipziger Schrif-
ten zum Umwelt- und Planungsrecht erscheinen konnte. 

 
 

Leipzig, im August 2013      Prof. Dr. Kurt Faßbender 
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